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1 Entschädigungszahlung nach dem 
Infektionsschutzgesetz 

Das Infektionsschutzgesetz (IfSG) trat am 01.01.2001 in Kraft und stellte das System der 

meldepflichtigen Krankheiten in Deutschland auf eine neue Basis. Das IfSG regelt, welche 

Krankheiten bei Verdacht, Erkrankung oder Tod und welche labordiagnostischen Nachweise 

von Erregern meldepflichtig sind. Weiterhin legt das Gesetz fest, welche Angaben von den 

Meldepflichtigen gemacht werden und welche dieser Angaben vom Gesundheitsamt weiter 

übermittelt werden. Zusätzlich werden die Meldewege dargestellt, Muster der Meldebögen und 

Informationen über Belehrungen sind abrufbar. Mit der Einführung des IfSG wurden in 

Deutschland Falldefinitionen zur routinemäßigen Übermittlung der meldepflichtigen 

übertragbaren Krankheiten eingeführt. 

Für weitergehende Informationen lesen Sie bitte hier: 

http://www.ifsg-online.de/index.html 

1.1 Fallkonstellationen 

Aufgrund der Corona-Pandemie können grundsätzlich folgende Ansprüche bei Arbeitgebern 

und Arbeitnehmern entstehen: 

Á Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Entgeltfortzahlungsgesetz 

(EFZG) 

Á Entschädigungszahlung nach § 56 Infektionsschutzgesetz (IfSG) 

Á Entgeltfortzahlung nach § 616 BGB 

Á Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach §§ 95 bis 109 SGB III 

Achtung: 

edlohn kann keine Empfehlung aussprechen, welcher der oben genannten Sachverhalte 

vorliegt. Bitte wenden Sie sich zur Klärung dieser Fragen an einen Arbeitsrechtler.  

  

http://www.ifsg-online.de/index.html
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1.2 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall nach § 3 Abs. 1 Satz 1 
EFZG 

Hat sich ein Arbeitnehmer mit dem Corona-Virus infiziert, kann er aufgrund der Krankheit 

arbeitsunfähig sein. Der Anspruch auf Arbeitsentgelt richtet sich nach dem 

Entgeltfortzahlungsgesetz (EFZG). Der Arbeitgeber zahlt für längstens 6 Wochen das 

ausgefallene Arbeitsentgelt. Vorerkrankungszeiten sind nicht anzurechnen, ebenso wie die 

Zeit, in der ggf. eine Entschädigung nach dem IfSG geleistet wurde.  

Das fortgezahlte Arbeitsentgelt wird dem Arbeitgeber von der Krankenkasse erstattet, wenn 

er am Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen teilnimmt. 

Im Anschluss an die Entgeltfortzahlung erhält der Arbeitnehmer eine Lohnersatzleistung in 

Form von Krankengeld von der Krankenkasse. 

Umsetzung in : 

Liegt dieser Fall vor, verwenden Sie die bekannten Fehlzeiten Krank/Kur mit 

Entgeltfortzahlung oder Krank nach Entgeltfortzahlung mit Krankengeld und stellen Sie 

(falls Sie am U1-Verfahren teilnehmen) einen Erstattungsantrag bei der zuständigen 

Krankenkasse.  
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1.3 Entschädigungszahlung nach § 56 Abs. 1 IfSG Quarantäne 

Durch das Infektionsschutzgesetz (IfSG) ist geregelt, dass in den Fällen, in denen ein 

Arbeitnehmer als Ausscheider, Ansteckungsverdächtiger, Krankheitsverdächtiger oder 

sonstiger Träger von Krankheitserregern einem Beschäftigungsverbot unterliegt oder von der 

Behörde unter Quarantäne gestellt wird, grundsätzlich gegen seinen Arbeitgeber einen 

Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalles hat. 

Für den Anspruch auf eine Entschädigung muss die Quarantäne von Amtswegen angeordnet 

werden. Eine freiwillige, ärztlich empfohlene oder aus betrieblichen Gründen angeordnete 

Quarantäne ich nicht erstattungsfähig nach § 56 IfSG. Werden Arbeitnehmer aus diesem 

Grund freigestellt, muss der Arbeitgeber das Entgelt fortgezahlt werden.  

Für die ersten 6 Wochen hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Auszahlung der 

Entschädigungszahlung durch seinen Arbeitgeber. Von der 7. Woche an, ist für die 

Auszahlung der Entschädigungszahlung die Behörde zuständig.  

Als Verdienstausfall gilt für die ersten 6 Wochen das Arbeitsentgelt (§ 14 SGB IV), das dem 

Arbeitnehmer bei der für ihn maßgebenden regelmäßigen Arbeitszeit nach Abzug von Steuern 

und Sozialversicherungsbeiträgen zusteht (Netto-Arbeitsentgelt).  

Die ausgezahlten Beträge werden dem Arbeitgeber auf Antrag von der zuständigen Behörde 

erstattet. Dies ist die Behörde, die das Beschäftigungsverbot oder die Quarantäne 

ausgesprochen hat.  

Vom Beginn der 7. Woche an wird die Entschädigung in Höhe des Krankengelds nach § 47 

Abs. 1 SGB V gewährt, soweit der Verdienstausfall die für die gesetzliche 

Krankenversicherungspflicht maßgebende Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht übersteigt.  
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Umsetzung in : 

Sowohl die Berechnung des Verdienstausfalles als auch der spätere Antrag bei den Behörden 

sind außerhalb des Lohnabrechnungssystems durchzuführen. 

Unter Abrechnungsdaten > Lohnartengruppen > Unterstützung > 

Entschädigungszahlung nach § 56 IfSG finden Sie die entsprechende Lohnart zur 

Auszahlung der Entschädigungszahlung für den Nettoausfall, sowie die Eingabemerkmale zur 

Beitragsberechnung des ausgefallenen Bruttobetrages.  

 

Bei Nutzung dieser Lohnart erfolgt die erforderliche Aufzeichnung im Lohnkonto.  

Die Entschädigungszahlung ist steuerfrei auszuzahlen, unterliegt aber dem 

Progressionsvorbehalt und wird daher auf der Lohnsteuerbescheinigung in der Zeile 15 

ausgewiesen.  

Die Entschädigung ist beitragspflichtig. Die Bemessungsgrundlage für die Beiträge beträgt   

100 % des Bruttoarbeitsentgelts. Die Beiträge sind vollständig vom Arbeitgeber zu tragen und 

abzuführen, können allerdings von der zuständigen Behörde auf Antrag erstattet werden.  

Für die Verbeitragung erfassen Sie das ausgefallene Brutto in dem Feld Ausfallbrutto 

Entschädigung Quarantäne. Das Lohnkonto ist um die Beitragsanteile des Ausfallbruttos 

entsprechend erweitert. 
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Weiterhin gibt es zur Abbildung dieses Sachverhaltes entsprechende Fehlzeiten:  

Á Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1 IfSG) durch AG wegen angeordneter 

Absonderung/Quarantäne > innerhalb der ersten 6 Wochen 

Á Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1 IfSG) durch Behörde wegen angeordneter 

Absonderung/Quarantäne > nach Ablauf der 6 Wochen 
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Die Erfassung der Fehlzeiten ist notwendig, um erforderliche DEÜV-Meldungen auszulösen. 

In den ersten 6 Wochen laufen die SV-Tage und die Mitgliedschaft weiter. Hierzu verwenden 

Sie die Fehlzeit Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1 IfSG) durch AG wegen 

angeordneter Absonderung/Quarantäne.  

Sollte die Quarantäne länger als 6 Wochen andauern, ist der Arbeitnehmer mit Meldegrund 30 

abzumelden und bei Wiederaufnahme der Beschäftigung mit Meldegrund 10 anzumelden. 

Hiermit endet dann auch die versicherungspflichtige Beschäftigung. Hierzu verwenden Sie die 

Fehlzeit Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1 IfSG) durch Behörde wegen angeordneter 

Absonderung/Quarantäne. 
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1.4 Entschädigungszahlung nach § 56 Abs. 1a IfSG 
Kinderbetreuung 

Zum 30.03.2020 wurde im Infektionsschutzgesetz zusätzlich eine Regelung zur 

Entschädigung für Verdienstausfälle, die durch die Schließung von Einrichtungen zur 

Kinderbetreuung und von Schulen entstehen, mit aufgenommen. 

Anspruchsberechtigt sind erwerbstätige Sorgeberechtigte von Kindern, die das 12. Lebensjahr 

noch nicht vollendet haben oder behindert und deshalb auf Hilfe angewiesen sind. 

Sorgeberechtigt ist derjenige, dem die Personensorge für ein Kind zusteht. Steht das Kind in 

Vollzeitpflege und wurde in den Haushalt aufgenommen, steht den Pflegeeltern der Anspruch 

auf Entschädigung zu. 

Anspruchsberechtigte haben gegenüber der zuständigen Behörde, auf Verlangen des 

Arbeitgebers auch diesem gegenüber, darzulegen, dass sie in diesem Zeitraum keine 

zumutbare Betreuungsmöglichkeit für das Kind sicherstellen können.  

Eine zumutbare Betreuungsmöglichkeit ist die sog. Notbetreuung in der Kindertagesstätte oder 

der Schule. Die Entschädigung ist ebenfalls ausgeschlossen, wenn auf den anderen Elternteil, 

andere Familienmitglieder oder Verwandte zurückgegriffen werden kann. Personen, die einer 

Risikogruppe angehören, gelten nicht als zumutbare Betreuungsmöglichkeit (z.B. Großeltern). 

Während einer Kurzarbeit wird keine Entschädigung gezahlt. 

Der Entschädigungsanspruch ist ausgeschlossen, wenn eine Schließung ohnehin erfolgen 

würde (z. B. wegen Schulferien, an Feiertagen oder Wochenenden). 

Ebenso ist ein Entschädigungsanspruch ausgeschlossen, wenn das Kind krank wird und zu 

Hause gepflegt werden muss. Die Pflege des kranken Kinds ist hier vorrangig. 

Die Entschädigung beträgt 67 % des Nettoeinkommens und wird für bis zu 10 Wochen gewährt 

bzw. 20 Wochen für eine erwerbstätige Person, die ihr Kind allein betreut oder pflegt. Der 

Maximalzeitraum von 10 oder 20 Wochen muss nicht an einem Stück ausgeschöpft werden. 

Der Entschädigungszeitraum braucht nicht zusammenhängend zu verlaufen.  

Die Entschädigung ist auf einen monatlichen Hºchstbetrag von 2.016 ú begrenzt. 

Arbeitnehmer sind während der Entschädigungsleistung weiterhin sozialversichert. 

Bemessungsgrundlage für die Beiträge sind 80 % des Arbeitsentgelts, von dem die 

Entschädigung berechnet wurde. 
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Bitte beachten Sie die Neuerungen bezüglich der Antragstellung, die auf  

https://www.ifsg-online.de/antrag-bei-einem-betreuungserfordernis.html 

veröffentlicht sind: 

 

  

https://www.ifsg-online.de/antrag-bei-einem-betreuungserfordernis.html
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Umsetzung in : 

Sowohl die Berechnung des Verdienstausfalles als auch der spätere Antrag bei den Behörden 

sind außerhalb des Lohnabrechnungssystems durchzuführen. 

Unter Abrechnungsdaten > Lohnartengruppen > Unterstützung > 

Entschädigungszahlung nach § 56 IfSG finden Sie die entsprechende Lohnart zur 

Auszahlung der Entschädigungszahlung für den Nettoausfall, sowie die Eingabemerkmale zur 

Beitragsermittlung des ausgefallenen Bruttobetrages. 

Weiterhin hilft Ihnen das Merkmal Maximal mögliche Entschädigungszahlung gem. § 56 

Abs. 1a IfSG bei der Berechnung der Entschädigungszahlung. Hier wird systemseitig die 

maximal mögliche Entschädigungszahlung errechnet.  

2016 ú : 30 Tage x Tage der Fehlzeit. 

 

Bei Nutzung dieser Lohnart erfolgt die erforderliche Aufzeichnung im Lohnkonto.  

Die Entschädigungszahlung ist steuerfrei auszuzahlen, unterliegt aber dem 

Progressionsvorbehalt und wird daher auf der Lohnsteuerbescheinigung in der Zeile 15 

ausgewiesen. 

Bemessungsgrundlage für die Beiträge zur Sozialversicherung sind 80 % des Arbeitsentgelts, 

von dem die Entschädigung berechnet wurde. Die Beiträge sind vollständig vom Arbeitgeber 

zu tragen und abzuführen, können allerdings von der zuständigen Behörde auf Antrag erstattet 

werden.  

Für die Verbeitragung erfassen Sie das komplette ausgefallene Brutto in dem Feld 

Ausfallbrutto Entschädigung Kinderbetreuung. Die Bemessungsgrundlage von 80% wird 

systemseitig ermittelt. Das Lohnkonto ist um die Beitragsanteile des Ausfallbruttos 

entsprechend erweitert.  
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Weiterhin gibt es zur Abbildung dieses Sachverhaltes entsprechende Fehlzeiten:  

Á Entschädigungszahlung (§ 56 Abs.1a IfSG) durch AG wegen der erforderlichen 

Beaufsichtigung eines Kindes > innerhalb der ersten 6 Wochen 

Á Entschädigungszahlung (§ 56 Abs.1a IfSG) durch Behörde wegen der erforderlichen 

Beaufsichtigung eines Kindes > nach Ablauf der 6 Wochen 
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Die Erfassung der Fehlzeiten ist notwendig, um erforderliche DEÜV-Meldungen auszulösen. 

In den ersten 6 Wochen laufen die SV-Tage und die Mitgliedschaft weiter. Hierzu erfassen Sie 

die Fehlzeit Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1a IfSG) durch AG für Sorgeberechtigte 

wegen der erforderlichen Beaufsichtigung eines Kindes.  

Sollte die Betreuung länger als 6 Wochen andauern, ist der Arbeitnehmer mit Meldegrund 30 

abzumelden und bei Wiederaufnahme der Beschäftigung mit Meldegrund 10 anzumelden. 

Hiermit endet dann auch die versicherungspflichtige Beschäftigung. Hierzu erfassen Sie die 

Fehlzeit Entschädigungszahlung (§ 56 Abs. 1a IfSG) durch Behörde für Sorgeberechtigte 

wegen der erforderlichen Beaufsichtigung eines Kindes. 
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1.5 Entgeltfortzahlung nach § 616 BGB 

Nach § 616 BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) ist ein Arbeitgeber dazu verpflichtet, dem 

Arbeitnehmer bezahlten Sonderurlaub zu gewªhren, wenn er Ăf¿r eine verhªltnismªÇig nicht 

erhebliche Zeit durch einen in seiner Person liegenden Grund ohne sein Verschulden an der 

Dienstleistung verhindert wirdñ. Diese Verpflichtung des Arbeitgebers kann durch 

arbeitsvertragliche Regelungen oder aber auch durch Betriebsvereinbarungen aufgehoben 

werden. 

Wird ein Arbeitnehmer also z.B. wegen Kontakt zu einer Krankheitsverdächtigen Person unter 

häusliche Quarantäne gestellt, kann er während dieser Zeit seiner Arbeitspflicht im Betrieb 

nicht nachkommen. Die Situation ist unproblematisch, wenn der Arbeitnehmer stattdessen auf 

einen häuslichen Arbeitsplatz (Homeoffice) ausweichen kann.  

Fehlt es jedoch an einem häuslichen Arbeitsplatz, richtet sich der Anspruch auf Arbeitsentgelt 

nach § 616 BGB. Danach hat der Arbeitnehmer für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit 

Anspruch auf Arbeitsentgelt, wenn er unverschuldet keine Arbeit leisten kann. Davon ist 

zweifellos bei einer häuslichen Quarantäne auszugehen. Als verhältnismäßig nicht erhebliche 

Zeit wird in der Praxis ein Zeitraum von 3 Arbeitstagen bis zu 2 Wochen angenommen. 

Allerdings kann dieser Anspruch sowohl durch einen Arbeitsvertrag als auch durch einen 

Tarifvertrag ausgeschlossen werden. 

Auszubildende erhalten während dieser Zeit weiterhin ihre Vergütung. Der Anspruch darauf 

kann vertraglich nicht ausgeschlossen werden. 

Solange ein Anspruch nach § 616 BGB besteht, besteht kein Anspruch nach dem 

Infektionsschutzgesetz. 

Für diese Freistellungen stehen Ihnen folgende Fehlzeiten zur Verfügung: 

Á Bezahlte Freistellung wegen angeordneter Absonderung/Quarantäne 

Á Bezahlte Freistellung wegen freiwilliger Absonderung/Quarantäne 
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Begibt sich der Arbeitnehmer jedoch freiwillig in Quarantäne und besteht weder Anspruch auf 

Entgeltfortzahlung nach § 616 BGB noch auf Entschädigungszahlung nach IfSG, handelt es 

sich um eine unbezahlte Freistellung. 

Hierfür gibt es die Fehlzeit: 

Á Unbezahlte Freistellung wegen freiwilliger Absonderung/Quarantäne 

Bei Nutzung dieser Fehlzeit laufen die SV-Tage und die Mitgliedschaft einen Zeitmonat 

(Achtung: nicht Kalendermonat) weiter. Danach ist der Arbeitnehmer mit Meldegrund 34 

abzumeldenden und bei Wiederaufnahme der Arbeit mit Meldegrund 13 anzumelden. 

1.6 Anspruch auf Kurzarbeitergeld nach §§ 95 bis 109 SGB III 

Die Beschreibungen hierzu finden Sie: 

https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-Kurzarbeitergeld_4_2020-

1.pdf/view 

https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-

Kurzarbeitergeld_Ergaenzungen%20Corona.pdf/view 

1.7 Zuständige Behörden der einzelnen Bundesländer 

Die AOK hat auf ihrem Fachportal für Arbeitgeber eine Zusammenstellung der einzelnen 

Behörden der unterschiedlichen Bundesländer veröffentlicht. An die entsprechende Behörde 

wenden Sie sich, um die Erstattung der Entschädigungszahlung und die darauf entstandenen 

SV-Beiträge zu beantragen. Bitte beachten Sie hierzu auch die Fristen im jeweiligen 

Bundesland für die Beantragung der Entschädigung.   

https://www.aok.de/fk/rps/sozialversicherung/corona-informationen-fuer-

arbeitgeber/arbeitsentgelt-waehrend-einer-quarantaene/ 

 

https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-Kurzarbeitergeld_4_2020-1.pdf/view
https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-Kurzarbeitergeld_4_2020-1.pdf/view
https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-Kurzarbeitergeld_Ergaenzungen%20Corona.pdf/view
https://www.edlohn.de/portal/dokumentation/beschreibungen/KUG-Kurzarbeitergeld_Ergaenzungen%20Corona.pdf/view
https://www.aok.de/fk/rps/sozialversicherung/corona-informationen-fuer-arbeitgeber/arbeitsentgelt-waehrend-einer-quarantaene/
https://www.aok.de/fk/rps/sozialversicherung/corona-informationen-fuer-arbeitgeber/arbeitsentgelt-waehrend-einer-quarantaene/
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Über die Seite https://www.ifsg-online.de/index.html kann der Antrag für einzelne 

Bundesländer online gestellt werden.  

 

 

  

https://www.ifsg-online.de/index.html
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2 Berechnung von Brutto- und Nettoverdienstausfall 

2.1 Bruttoverdienstausfall bei Quarantäne 

Grundsätzlich wird der Bruttoverdienstausfall nach den Gegebenheiten des 

Entgeltfortzahlungsgesetzes ermittelt.  

Laut https://www.ifsg-online.de/index.html berechnet sich der Bruttoverdienstausfall bei 

Quarantäne und Tätigkeitsverbot folgendermaßen: 

 

2.2 Bruttoverdienstausfall bei Kinderbetreuung 

Grundsätzlich wird der Bruttoverdienstausfall nach den Gegebenheiten des 

Entgeltfortzahlungsgesetzes ermittelt. 

Laut https://www.ifsg-online.de/index.html berechnet sich der Bruttoverdienstausfall bei 

Schließung von Schulen oder Betreuungseinrichtungen folgendermaßen: 

  

https://www.ifsg-online.de/index.html
https://www.ifsg-online.de/index.html
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2.3 Nettoverdienstausfall Quarantäne und Kinderbetreuung 

Durch die im Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite 

betreffenden Regelungen enthaltende Änderung des Infektionsschutzgesetzes erfolgt die 

Berechnung des wegen Quarantäne ausgefallenen Entgeltes ab 31.03.2021 analog zur KUG-

Berechnung gemäß § 106 SGB III. 

Beachte: 

edlohn kann bei der Auswahl der Berechnungsvariante zur Entschädigungszahlung keine 

Empfehlung geben. Bitte klären Sie mit der jeweiligen Gesundheitsbehörde, ob Sie für 

Fehlzeiten vor dem 31.03.2021 nach der bisherigen Variante oder der ab 31.03.2021 

geltenden Berechnung vorgehen sollen. 

 

  










